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Allgemeine Vertragsbedingungen für Leistungen außerhalb der Regelleistungen 

der DB AG und der mit ihr verbundenen Unternehmen 
(nachstehend Auftragnehmer bzw. Vermieter genannt) 

 - AVBL Ausgabe 01.10.2023  –  

 
1 Allgemeines und Compliance-Klausel 

 

1.1 Diese Allgemeinen Vertragsbedingungen des 
Auftragnehmers gelten ausschließlich. Sie sind 
Bestandteil des Vertrages und etwaiger Nach-
träge. Entgegenstehende, ergänzende oder von 
diesen Bedingungen abweichende Bedingungen 
des Bestellers werden nur Bestandteil des Ver-
trages, wenn der Auftragnehmer dies ausdrück-
lich schriftlich anerkennt. Dies gilt auch für Ge-
schäftsbedingungen, die in Bestell- oder sonsti-
gen Schreiben des Bestellers genannt sind. Die 
Allgemeinen Vertragsbedingungen des Auftrag-
nehmers gelten auch dann, wenn der Vertrag mit 
dem Besteller in Kenntnis entgegenstehender, 
ergänzender oder von den Allgemeinen Vertrags-
bedingungen des Auftragnehmers abweichen-
den Bedingungen vorbehaltlos ausgeführt wird. 
 

1.2 Auftragnehmer und Besteller verpflichten sich, im 
Rahmen ihrer Geschäftsbeziehung sämtliche an-
wendbaren Gesetze, Verordnungen, Richtlinien 
und sonstigen Rechtsvorschriften einschließlich, 
aber nicht beschränkt auf Anti-Korruptions-Ge-
setze einzuhalten. 

1.3 Auftragnehmer und Besteller geben sich im Rah-
men ihrer vertraglichen Beziehungen zur Ermög-
lichung der Etablierung und Ausgestaltung einer 
rechtskonformen Geschäftsbeziehung wechsel-
seitig die Zustimmung zur regelmäßigen Über-
prüfung ihrer Daten nach den jeweils aktuellen 
Sanktionslisten einschließlich der konsolidierten 
Finanzsanktionsliste der Europäischen Union, 
des Sicherheitsrats der Vereinten Nationen, des 
U.S.-amerikanischen Department of the Trea-
sury´s Office of Foreign Assets Control („OFAC“), 
des Office of Financial Sanctions Implementation 
(„OFSI“) des Vereinigten Königreichs und des 
Schweizer Staatssekretariats für Wirtschaft 
(SECO). Dabei werden sie sämtliche einschlägi-
gen datenschutzrechtlichen Bestimmungen, ins-
besondere hinsichtlich der Datensparsamkeit 
und der Datensicherheit, beachten. 

Der Besteller erklärt, dass sein Unternehmen, 
und seine Mitarbeiter sowie sämtlich natürlichen 
oder juristischen Personen, in deren unmittelba-
rem oder mittelbarem Mehrheitseigentum (50 %  
und mehr) der Besteller steht oder die den Be-
steller auf andere Weise rechtlich oder tatsäch-
lich, allein oder gemeinsam kontrollieren, nicht 
auf einer der vorgenannten Sanktionslisten ver-
zeichnet sind.  

 

Der Besteller verpflichtet sich, durch geeignete 
Maßnahmen sicherzustellen, dass im Geschäfts-
betrieb seines Unternehmens die Anforderungen 
der aktuellen Sanktionen, insbesondere der Fi-
nanzsanktionen, Embargomaßnahmen und Au-
ßenwirtschaftsvorschriften der Europäischen 

Union und ihrer Mitgliedstaaten, der Vereinten 
Nationen, der USA, des Vereinigten Königreichs 
sowie der Schweiz gewahrt werden. Weiterhin 
verpflichtet sich der Besteller, etwaige bei der 
Prüfung nach den vorgenannten Sanktionslisten 
gefundene positive Ergebnisse dem Auftragneh-
mer unverzüglich in Textform mitzuteilen. 
 

Die Geltendmachung von Schadensersatz jegli-
cher Art (insbesondere wegen Verzugs oder we-
gen Nichterfüllung) und von anderen Rechten 
durch den Besteller ist ausgeschlossen, soweit 
diese im Zusammenhang mit der Beachtung der 
anwendbaren Sanktionen durch den Auftragneh-
mer steht. Dies gilt nicht, sofern dem Auftragneh-
mer Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit vorzuwer-
fen ist. 
 

Der Auftragnehmer ist im Falle eines Verstoßes 
gegen die anwendbaren Sanktionen durch den 
Besteller oder in dem Fall, dass der Besteller  
oder natürliche Personen, Unternehmen oder Or-
ganisationen, in deren Eigentum oder unter de-
ren Kontrolle der Besteller steht, zur sanktionier-
ten Person werden, zur außerordentlichen Kün-
digung des Vertrages berechtigt. Weitere An-
sprüche bleiben hiervon unberührt.  

Der Auftragnehmer ist im Falle eines positiven 
Prüfungsergebnisses (Listentreffer) zur außeror-
dentlichen Kündigung des Vertrages berechtigt. 

Die unter dieser Ziffer 1.3 getroffenen Regelun-
gen und Verpflichtungen gelten nur, sofern deren 
Vereinbarung oder die Abgabe bzw. Einholung 
einer darauf gestützten Erklärung nicht dazu füh-
ren, dass der Auftraggeber oder der Auftragneh-
mer gegen Artikel 5 Absatz 1 der Verordnung 
(EG) Nr. 2271/96 des Rates, gegen § 7 der deut-
schen Außenwirtschaftsverordnung (AWV) oder 
gegen ähnliche Anti-Boykott oder Nichtdiskrimi-
nierungsvorschriften verstoßen. 
 

2 Preise 
 

2.1 Wenn keine andere Vergütungsvereinbarung ge-
troffen wurde, wird  

 - der Preis für Leistungen des Auftragnehmers 
nach dem Umfang der ausgeführten Leistungen 
und nach den zum Zeitpunkt der Ablieferung der 
Leistung gültigen Preislisten berechnet. Bei 
Nichtvorliegen von Preislisten werden die Leis-
tungen nach tatsächlich erbrachtem Aufwand 
und nach dispositivem Kostensatz zzgl. Zuschlä-
gen für Verwaltung und Vertrieb sowie für Wagnis 
und Gewinn in Rechnung gestellt 
- auf den Lagerabgangspreis (inkl. Materialge-
meinkosten) bei Material aus Lager und auf den 
Nettopreis für Leistungen und Lieferungen von 
Unterauftragnehmern und Zulieferern ein Zu-
schlag von 15 % erhoben. 
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2.2 Versandkosten trägt der Besteller. 

2.3 Alle Preise verstehen sich zuzüglich der jeweili-
gen gesetzlichen Mehrwertsteuer. 

 
3 Ausführung 

 

3.1 Stellt sich nach Vertragsabschluss heraus, dass 
die vereinbarte Leistung nach ihrer Art verändert 
werden muss, so wird der Auftragnehmer vor der 
weiteren Ausführung das Einverständnis des Be-
stellers einholen. Ist der Besteller nicht einver-
standen, kann jede Partei den Vertrag fristlos 
kündigen oder von ihm zurücktreten. Wenn der 
Vertrag gemäß Satz 2 beendet wird, ist der Auf-
tragnehmer berechtigt, für bereits erbrachte Teil-
leistungen eine entsprechende Vergütung vom 
Besteller zu fordern. 

3.2 Soweit zur Durchführung der Leistung des Auf-
tragnehmers Mitwirkungshandlungen des Bestel-
lers erforderlich sind, hat er diese rechtzeitig und 
auf eigene Kosten zu erbringen. Sofern er seinen 
Mitwirkungspflichten nicht, nicht rechtzeitig oder 
nicht ordnungsgemäß nachkommt und dadurch 
in Verzug der Annahme gerät, ist der Auftragneh-
mer berechtigt, ihm den dadurch entstehenden 
Mehraufwand in Rechnung zu stellen. Weiterge-
hende gesetzliche Ansprüche des Auftragneh-
mers bleiben ausdrücklich vorbehalten. 

3.3 Dem Auftragnehmer steht es frei, ausgebaute 
Materialien ohne Gutschrift zu behalten oder auf 
Kosten des Bestellers zurückzugeben.  

3.4 Der Auftragnehmer darf sich bei der Ausführung 
der Leistung Unterauftragnehmer bedienen.  

 
4 Erfüllungsort, Gefahrübergang 
 

 Soweit sich aus der Art der Leistung nichts ande-
res ergibt, wird die Leistung am Ort der ausfüh-
renden Stelle des Auftragnehmers erfüllt und ist 
dort vom Besteller abzunehmen. Für den Über-
gang der Gefahr gelten die gesetzlichen Bestim-
mungen.  

 
5 Zahlungsbedingungen, Verzug, Forderungs-

abtretung, Zurückbehaltungsrecht, Aufrech-
nung 
 

5.1 Der Auftragnehmer darf zinslose Vorauszahlun-
gen, Anzahlungen, Abschlagszahlungen oder 
Teilzahlungen verlangen. 
 

5.2 Mit dem Zugang der Rechnung beim Besteller 
sind die Zahlungen ohne jeden Abzug fällig. 20 
Tage nach Rechnungsdatum gerät der Besteller 
in Verzug. Maßgeblich für die Rechtzeitigkeit ist 
die Gutschrift des Betrages auf dem Konto des 
Auftragnehmers. 

 

5.3 Dem Besteller ist untersagt, seine Forderungen 
gegen den Auftragnehmer an Dritte abzutreten. 
§ 354a HGB bleibt unberührt. 

 

5.4 Dem Besteller stehen keine Zurückbehaltungs-
rechte zu, soweit sie auf Gegenansprüchen aus 
anderen Rechtsgeschäften mit dem Auftragneh-
mer herrühren. 

 

5.5 Der Besteller darf nur mit unbestrittenen oder 
rechtskräftig festgestellten Forderungen aufrech-
nen. 
 

5.6 Dem Auftragnehmer stehen die Aufrechnungs- 
und Zurückbehaltungsrechte ungekürzt zu. 

 
6 Eigentumsvorbehalt 
 

Der Auftragnehmer behält sich das Eigentum 
bzw. Miteigentum am Liefergegenstand bis zur 
vollständigen Zahlung des Vertragspreises vor. 

 
7 Haftung 

 

7.1 Bei Mängeln darf der Besteller Nacherfüllung ver-
langen. Verweigert der Auftragnehmer die Nach-
erfüllung oder schlägt die Nacherfüllung fehl, so 
darf der Besteller vom Vertrag zurücktreten oder 
Herabsetzung der Vergütung (Minderung) verlan-
gen.  
 

7.2 Weitergehende Ansprüche, insbesondere Scha-
denersatzansprüche, gleich aus welchem 
Rechtsgrund, vor allem wegen Verletzung von 
Pflichten aus dem Schuldverhältnis und aus un-
erlaubter Handlung, sind ausgeschlossen.  
Dies gilt nicht im Falle gesetzlich zwingender Haf-
tung, so bei Haftung nach dem Produkthaftungs-
gesetz, bei vorsätzlichem oder grob fahrlässigem 
Handeln, bei Personenschäden, wegen der 
Übernahme einer Garantie für die Beschaffenheit 
einer Sache oder wegen der Verletzung wesent-
licher Vertragspflichten. Der Schadenersatzan-
spruch wegen leicht fahrlässigen Verletzens we-
sentlicher Vertragspflichten ist jedoch auf den 
vertragstypischen, vorhersehbaren Schaden be-
grenzt. Wesentliche Vertragspflichten sind Pflich-
ten, die der Vertrag dem Auftragnehmer nach sei-
nem Inhalt zur Erreichung des Vertragszwecks 
auferlegt, deren Erfüllung die ordnungsgemäße 
Durchführung des Vertrags überhaupt erst er-
möglichen und auf deren Einhaltung der Besteller 
regelmäßig vertrauen darf. 
 

7.3 Die Ansprüche des Bestellers aus Ziffer 7.1 ver-
jähren innerhalb eines Jahres nach Ablieferung 
bzw. Abnahme, sofern kein Verbrauchsgüterkauf 
vorliegt. Die Ansprüche aus Ziffer 7.2 und die An-
sprüche aus Ziffer 7.1 im Falle des Verbrauchs-
güterkaufs und im Falle von Mängeln bei einem 
Bauwerk und den damit gemäß §§ 438 Abs. 1 Nr. 
2 und 634 a Abs. 1 Nr. 2 BGB im Zusammenhang 
stehenden Leistungen verjähren nach den ge-
setzlichen Vorschriften. 

 
8 Zeichnungen und Unterlagen 
 

Zeichnerische, bildliche, schriftliche und sonstige 
Unterlagen, die der Auftragnehmer dem Besteller 
im Zusammenhang mit der bestellten Leistung 
übergibt, dürfen - auch wenn sie nicht urheber-
rechtlich geschützt sind - vom Besteller nur im 
Zusammenhang mit der bestellten Leistung be-
nutzt werden und sind streng vertraulich zu be-
handeln. 
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9 Lösen des Vertrags durch den Auftragnehmer 
 

Der Auftragnehmer ist bei Vorliegen eines wichti-
gen Grundes berechtigt, vom Vertrag zurückzu-
treten oder ihn mit sofortiger Wirkung zu kündi-
gen, insbesondere dann, wenn  
 

a) über das Vermögen des Bestellers das Insol-
venzverfahren eröffnet ist oder dessen Eröff-
nung mangels einer den Kosten des Verfah-
rens entsprechenden Insolvenzmasse abge-
lehnt worden ist oder wenn er seine Zahlun-
gen nicht nur vorübergehend einstellt, 
 

b) der Besteller die ihm obliegenden vertragli-
chen Verpflichtungen wiederholt oder  
gröblich verletzt,  
 

c) der Besteller vereinbarte Sicherheiten nicht 
leistet. 
 

Ein Schadenersatzanspruch steht dem Besteller 
nicht zu, wenn der Auftragnehmer den Vertrag 
aus den genannten Gründen löst. 
 

10 Geltendes Recht, Gerichtsstand, Schriftform 
 

10.1 Es findet ausschließlich deutsches Recht unter 
Ausschluss des UN-Kaufrechts Anwendung. Ver-
bindlich ist nur der deutsche Vertragstext. 

 

10.2 Der Gerichtsstand richtet sich ausschließlich 
nach dem Sitz der seitens des Auftragnehmers 

vertragsschließenden Stelle. Der Auftragnehmer 
ist jedoch auch berechtigt, die Gerichte am Sitz 
des Bestellers anzurufen. 
 

10.3 Jede Änderung des Vertrages bedarf zur Beweis-
sicherung der Schriftform. 

 
11 Zusätzliche Bedingungen bei Überlassung 

von Personal 
 

Überlässt der Auftragnehmer dem Besteller Per-
sonal, so bestimmt, leitet und überwacht dieser 
den Einsatz. Für das überlassene Personal haf-
tet der Besteller wie für eigene Leute. 
 

12 Zusätzliche Bedingungen bei Vermietung 
 

12.1 Der Mieter ist verpflichtet, den Mietzins gemäß 
dem Mietvertrag zu entrichten. In Ermangelung 
eines Mietvertrages beginnt die Zahlungsver-
pflichtung mit dem Tag der Übergabe der Mietsa-
che an den Mieter und endet mit dem Tag der 
ordnungsgemäßen Rückgabe, es sei denn, der 
Mieter weist nach, dass die Mietsache aus Grün-
den, die der Vermieter zu vertreten hat, nicht oder 
zeitweise nicht eingesetzt werden konnte. Im 
Falle des Annahmeverzuges durch den Mieter 
schuldet dieser den vereinbarten Mietzins ab 
dem Tag, der für die Übergabe vereinbart war. 

 

12.2 Der Mieter oder der Vermieter können verlangen, 
dass die Betriebsfähigkeit der Mietsache bei der 
Übergabe und bei der Rückgabe gemeinsam 
festgestellt wird. Die Kosten für die Feststellung 
der Betriebsfähigkeit der Mietsache bei der Über-
gabe trägt derjenige, der die Feststellung 

begehrt. Die Kosten der Feststellung bei Rück-
gabe trägt der Mieter. 

 

12.3 Der Mieter haftet für Verlust oder Beschädigung 
der Mietsache, es sei denn, dass er ein Verschul-
den des Vermieters oder dessen Mitarbeiter 
nachweist. Veränderungen oder Verschlechte-
rungen der Mietsache, die durch den vertragsge-
mäßen Gebrauch herbeigeführt werden, hat der 
Mieter nicht zu vertreten. 
Verlust oder Beschädigung hat der Mieter dem 
Vermieter unverzüglich anzuzeigen. Der Mieter 
darf Schäden nur mit vorheriger Zustimmung des 
Vermieters selbst beseitigen oder beseitigen las-
sen. 
 

12.4 Zur Bedienung und Wartung von gemieteten 
Fahrzeugen, Maschinen u. dgl. darf nur ord-
nungsgemäß ausgebildetes Personal eingesetzt 
werden. 

 Es dürfen nur die vom Vermieter vorgeschriebe-
nen oder zugelassenen Betriebsstoffe verwendet 
werden. 

 
12.5 Auf Verlangen des Vermieters hat der Mieter die 

Mietsache auf seine Kosten gegen Verlust und 
Beschädigung mit Einschluss der Feuerschäden 
zu versichern mit der Maßgabe, dass Zahlungen 
der Versicherung an den Vermieter zu leisten 
sind. Der Abschluss der Versicherung ist nachzu-
weisen. 

 

12.6 Der Mieter ist verpflichtet, alle dem Vermieter und 
dessen Mitarbeitern bei Verwendung der Mietsa-
che entstehende Schäden zu ersetzen, es sei 
denn, er weist nach, dass der Schaden vom Ver-
mieter oder von dessen Mitarbeitern schuldhaft 
verursacht oder auf ein unabwendbares Ereignis 
zurückzuführen ist. Der Mieter hat unter den glei-
chen Voraussetzungen den Vermieter und des-
sen Mitarbeiter von allen Ansprüchen freizustel-
len, die gegen sie aus Anlass eines Schadenfal-
les geltend gemacht werden. § 254 BGB gilt ent-
sprechend.  
Für Schäden, die dem Mieter bei Verwendung 
der Mietsache entstehen, haftet der Vermieter 
nur, soweit der Mieter nachweist, dass der Scha-
den vom Vermieter oder von dessen Mitarbeitern 
mindestens grob fahrlässig verursacht ist.  

 Der Vermieter kann vom Mieter verlangen, dass 
er eine ausreichende Versicherung gegen Perso-
nen- und Sachschäden abschließt und nachweist 
mit der Maßgabe, dass ein Rückgriff des Versi-
cherers gegen den Vermieter oder dessen Mitar-
beiter ausgeschlossen ist. 

 

12.7 Muss die Mietsache aufgrund behördlicher oder 
interner Vorschriften des Vermieters untersucht 
werden, so wird der Vermieter dem Mieter für die 
Dauer der Untersuchung nach Möglichkeit gleich-
artige Sachen als Ersatz zur Verfügung stellen. 
Die Kosten für die Beförderung der zu untersu-
chenden und der als Ersatz gestellten Sachen 
trägt der Vermieter. Kann der Vermieter dem Mie-
ter keinen Ersatz stellen, so entfällt die Vergütung 
für die Zeit, während der die Mietsache dem Mie-
ter nicht zur Verfügung steht. Vorstehendes gilt 
nur, wenn der Mieter die Gründe, die zum 
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untersuchungsbedingten Nutzungsausfall der 
Mietsache geführt haben, nicht zu vertreten hat. 

 

12.8 Der Vermieter ist berechtigt, den Vertrag mit so-
fortiger Wirkung zu kündigen, wenn er die Miet-
sache dringend für eigene Zwecke benötigt, z. B. 
bei Unfällen. 

 

12.9 Gibt der Mieter die Mietsache nach der Beendi-
gung des Mietverhältnisses nicht zurück, so kann 
der Vermieter für die Dauer der Vorenthaltung als 
Entschädigung den doppelten Mietzins verlan-
gen. Die Geltendmachung eines weiteren Scha-
dens ist dadurch nicht ausgeschlossen.

 


